
Die Pleite-
welle rollt

Arbeitsplätze gehen unter - Folge falscher Politik

Kaum bemerkt von der Öffentlichkeit siechen Bauin-
dustrie und -handwerk dahin . Immer mehr private und
staatliche Aufträge bleiben aus . Da meist kleinere Betrie-
be betroffen sind, verlieren die politisch Verantwortli-
chen kaum ein Wort dazu . Sie fahren fort, die Bauinvesti-
tionen zu kürzen . Die Folgen davon bleiben nicht aus .

Konkurse bei : Nigge-
mann - 87 Arbeitsplätze
weg. Bremer (Baufirma) -
42 Arbeitsplätze weg.
Schürmann & Demond mit
50 Arbeitsplätzen. Knabe -
23 Arbeitsplätze weg . Auch
der Stukkateurmeister
Peukert mußte aufgeben -
12 Arbeitsplätze weg.
Ebenso die Installationsfir-

ma Jochheim - 28 Arbeits-
plätze. Die Bauzulieferfir-
ma Koch & Müller - 60 Ar-
beitsplätze weg. Zusam-
mengenommen gingen in
diesen zum Großteil re-
nommierten und alteinge-
sessenen Firmen über 300
Arbeitsplätze verloren. Vie-
le der verbliebenen Unter-
nehmen haben 1987 ihr

Personal reduziert . Ein
Ausweichen in Nachbar-
städte ist für die betroffe-
nen Beschäftigten kaum
möglich. So gingen z. B, in
Gladbeck die Firmen Lan-
ger KG (30 Arbeitsplätze),
Brauckmann (50 Arbeits-
plätze), Lohaus (65 Arbeits-
plätze) und Becker & Er-
wig (12 Arbeitsplätze) plei-
te .

Die Pleitewelle muß auf-
gehalten werden!

Lesen Sie dazu den
Kommentar von Ferdi
Kroll auf Seite 2 .

Schildbürger am Werk : An der Kraneburgstraße wurden die zur % erkehi -,beruhigung
eingebauten Schwellen durch Aufschüttung von Teer entwertet . Raserei hätte man auch
billiger haben können.

Trotzreaktion : SPD
lehnt Etat ab

Die Stadt Bottrop steht mal wieder ohne gültigen Haus-
haltsplan da. Anlaß dafür war der Streit, ob es einen neu-
en Kulturdezernenten geben soll oder nicht . Bisher war
der ehemalige Oberstadtdirektor Schürmann gleichzeitig
auch Kultur- und Schuldezernent.

Außer ihm gab es vier
weitere Dezernenten : Wall-
man (Bau), Lächelt (Sport
und Personal), Rauschning
(Soziales und Jugend) und
den Kämmerer Dr. Thor-
mann (Finanzen). Aus die-
sem Kreis wurde bekannt-
lich Ernst Löchelt zum neu-
en Oberstadtdirektor ge-
wählt. Die Frage war nun :
Sollen die anderen Dezer-
nenten mehr arbeiten, oder
soll man jemand Neues
einstellen? Die DKP hat
dazu eine klare Meinung :
Wenn die Stadt Arbeits-
plätze von Arbeitern und
Angestellten „einspart",
kann sie doch nicht ernst-
haft 250 000 DM jährlich
für einen Spitzenbeamten

übrig haben. Die GAL fand
das auch, und die CDU
wollte einen neuen Dezer-
nenten nur dann, wenn da-
für Putzfrauen entlassen
werden. Die SPD-Fraktion
beharrte auf ihrer Mei-
nung - allerdings nicht ge-
schlossen. Als die CDU ge-
heime Abstimmung zu die-
ser Frage beantragte,
stimmten drei SPD-Rats-
mitglieder gegen ihre eige-
ne Fraktion . Beleidigt lehn-
te daraufhin die SPD den
gesamten Haushalt ab, den
sie vorher in langen Reden
gelobt hatte . Diese Trotzre-
aktion hat zur Folge, daß
im Februar oder März der
Haushalt erneut im Rat zur
Debatte steht .
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Arbeitslose

und die

Nachfrage

Von Ferdi Kroll
DKP-Ratsherr

„Ja, aber die Nachfrage
geht doch zurück - man
kann doch nicht produzie-
ren, wenn die Produkte
nicht abgenommen wer-
den." Solche Argumente
sind immer wieder zu hö-
ren .
Besonders beliebt ist

dies Argument gegenwär-
tig in bezug auf Kohle
und Stahl, aber auch auf
die Bauwirtschaft.
Für den Bau sind vor

allem drei Bereiche aus-
schlaggebend: a) der
Wohnungsbau, b) Bewerb-
liehe Bauten, c) öffentli-
che Baumaßnahmen vom
Straßenbau bis zum Kin-
dergarten .
Zum Wohnungsbau :

Die Zahl der Neubauwoh-
nungen ist drastisch zu-
rückgegangen . Heißt das,
es gibt keine Nachfrage
nach Wohnungen mehr?
Nein. Der Rückgang im
Wohnungsbau kommt vor
allem deswegen zustan-
de, weil die Bundesregie-

i rung schon 1986 den so-
zialen Wohnungsbau ein-
gestellt hat .

H. Leimkühler : Wir wol-
len unsere Arbeitsplätze
erhalten . Das heißt, in
Rheinhausen muß weiter
Stahl produziert werden .
Und wenn überhaupt Ar-
beitsplätze abgebaut wer-
den müssen, dann müssen
Ersatzarbeitsplätze her .
Was wir wollen ist unser
Menschenrecht auf Arbeit .

UZ-Notizen:) Aber habt
ihr denn überhaupt eine
Chance, euch durchzuset-

Auch bei den gewerbli-
chen Bauten spricht die
Statistik eine klare Spra-
che: großer Rückgang .
Und die Nachfrage? -
Nun, alle großen Konzer-
ne haben viel Geld auf
dem Konto. Trotzdem
versäumt es die Bundes-
regierung, mit Gesetzen
die Unternehmer zu Inve-
stitionen zu veranlassen,
z. B. für Abwasserreini-
gung und saubere Luft .
Und die öffentlichen

Baumaßnahmen von
Städten, Land und Bund .
Gibt es keine Nachfrage
mehr nach Kindergärten,
Gesamtschulen, Turnhal-
len, Kanalerneuerung,
Straßenerhaltung usw .?
Davon kann keine Rede
sein .
Man muß also vor al-

lem vom Bund, aber auch
nach den Möglichkeiten
von Land und Stadt, ver-
langen, daß sie auf die
Wirtschaft einwirken .
Ziel muß sein, daß Nach-
frage nach Arbeitskräf-
ten entsteht .

DKP-Bürgerberatung 1

Dienstags, 17 bis 19 Uhr, DKP-Zentrum
Horster Straße 88, Telefon 6881 57

Wir sind nicht mehr verträglich

Mit aufsehenerregenden Aktionen wie Straßenblocka-
den wehrt sich die Belegschaft von Krupp-Rheinhausen
gegen die Stillegung des Stahlwerks . Im Dezember wurde
das ganze Revier lahmgelegt. UZ-Notizen sprachen mit
dem Krupp-Betriebsrat Herbert Leimkühler über den
Kampf der Rheinhausener .

UZ-Notizen: Was wollt zen? Sitzt Krupp nicht am
ihr erreichen mit eurem längeren Hebel?
Kampf?

H. Leimkühler: Krupp
sitzt solange am längeren
Hebel wie wir alleine oder
relativ alleine unseren
Kampf führen, Wir brau-
chen die Unterstützung des
ganzen Reviers, aller Men-
schen, die hier leben und
arbeiten wollen .

UZ-Notizen: Aber was
geht uns in Bottrop, Bo-
chum, Herne usw . Rhein-
hausen an?

H'. Leimkühler : Wir sind
für Krupp eine Art Experi-

Ideen abgelehnt

Etatdebatten bedeuten für viele Kommunalpolitiker
hauptsächlich großes Gejammer über fehlendes Geld . In
diesem Jahr war es nicht anders. Die DKP-Fraktion
machte Vorschläge, wie man den geringen finanziellen
Spielraum der Stadt vernünftig nutzen könnte .

So ist z . B . nicht einzuse-
hen, warum die Bezirks-
vertretung in Kirchhellen
eigene Sitzungsräume
braucht, die 325 000 DM ko-
sten. Die Sitzungen könn-
ten genausogut im neuen
Forum der Hauptschule
stattfinden. Die 100 000
DM für den lokalen Rund-
funk könnte man sich ge-
trost sparen . Wenn der
Oberbürgermeister statt ei-
nes Mercedes 280 einen
Opel-Kadett-Katalysator
fahren würde, hätte die
Stadt 23 000 DM gespart .
Eine höhere Besteuerung
von Geldspielgeräten wür-
de noch einmal 200 000 DM
in die Stadtkasse bringen .
Diese Vorschläge wurden
im wesentlichen ohne
Kommentar abgelehnt. Le-
diglich wenn es den Rats-
mitgliedern ans eigene
Portemonnaie gehen soll,
kommt große Entrüstung

Auf-Ruhr an der Ruhr . Die Friedensbewegung hat es er-
folgreich vorgemacht . Sie organisierte den Aufruhr gegen
die Atomraketen . Nun ist die Arbeiter- und Bürgerbewe-
gung an der Ruhr in Auf-Ruhr.

Herbert Leimkühler

ment. Wenn Krupp es bei
uns schafft, werden es an-
dere Konzerne in anderen
Städten genauso machen .

UZ-Notizen : Was ist also
nötig zu tun?

H. Leimkühler : Wir soll-
ten alle mit der falschen
Auffassung Schluß ma-
chen, daß Stillegungen ir-
gendwie sozial verträglich
sein können. Das geht

Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

auf. So z. B. bei dem An-
trag der DKP auf Rück-
nahme der Diätenerhö-
hung, die der Stadt jährlich
300 000 DM Ersparnis brin-
gen würde. Der Gipfel war
allerdings, daß SPD und
CDU es auch ablehnten, ih-
re Getränke während der
Sitzungen in Zukunft
selbst zu bezahlen. Die
DKP-Fraktion führte den
anderen Fraktionen vor,
was man mit Kaffeegeld al-
les machen kann: Sie hatte
errechnet, daß sich im Jahr
1987 die von DKP-Vertre-
tern konsumierten Geträn-
ke auf ca . 600,- DM belie-
fen. Diese Summe wurde
dem Oberbürgermeister
übergeben - als zweckge-
bundene Spende für den
Seniorenschutzbund Graue
Panther und das Frauen-
zentrum Courage .

schon längst nicht mehr .
Sonst wird das Ruhrgebiet
eine Art Kolonie - ein
Stück Erde dritter Klasse .
Deshalb müssen wir alle
aufhören, selber sozial ver-
träglich zu sein . Das hieß
bisher nämlich immer, daß
die sozial Ausgestoßenen
verträglich sein sollten .
Wir in Rheinhausen sind
nicht mehr verträglich .
Und die Interessen der pri-
vaten Eigentümer von
Krupp und anderen Kon-
zernen vertragen sich nicht
mehr mit den Interessen
der Menschen und des Re-
viers. Deshalb müssen wir
die Vergesellschaftung der
Stahlindustrie durchset-
zen. Und dieser Kampf
wird Aktionen brauchen,
auch neue Aktionsformen,
mit denen wir die Millio-
nen mächtiger machen als
die Millionäre.

Notizen

aus

dem Rat

Nachdem SPD und
CDU den Antrag der
DKP abgelehnt hatten,
in Zukunft den Kaffee
während der Sitzungen
aus eigener Tasche zu
bezahlen, hatte die
GAL eine Idee . In der
Ratssitzung brachte sie
für jeden Ausschuß ein
Sparschwein mit und
forderte die Vorsitzen-
den auf, damit in Zu-
kunft das Getränkegeld
einzutreiben . Als einzi-
ger kam DKP-Ratsherr
Franz Meichsner der
Bitte nach . Er ist Vor-
sitzender des Verkehrs-
ausschusses .

Für die ganztägige
Sitzung des Finanzaus-
schusses bekam jedes
teilnehmende Ratsmit-
glied ein Sitzungsgeld
von 52,- DM . Damit die
Damen und Herren
nicht vom Fleische fie-
len, wurde ihnen auch
ein Mittagessen ser-
viert. DKP-Fraktions-
vorsitzender Rutz, der
auf eigene Kosten zu
Mittag gegessen hatte,
stellte den Antrag, daß
die Ausschußmitglieder
ihr Essen bezahlen soll-
ten. SPD und CDU
lehnten ab .

* * *

Der Oberbürgermei-
ster bereitet die nächste
Ratssitzung vor, in der
der Haushalt erneut
auf der Tagesordnung
stehen wird . Offenbar
will die SPD auch wei-
terhin auf dem Kultur-
dezernenten bestehen .
Aber Wilczok fürchtet
eine erneute Niederla-
ge, wenn geheim abge-
stimmt wird . Also appe-
liert er vorsorglich an
die CDU, keine gehei-
me Abstimmung zu be-
antragen .
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Blüms Streichkonzert
Norbert Blüm, Arbeits- und Sozialminister, will das Ge-

sundheitswesen reformieren. Das Ergebnis: Weitere 14
Mill. DM sollen aus den Taschen der Versicherten her-
ausgeholt werden. Selbstbeteiligung nennt er das. Als
wenn die Krankenversicherungsbeiträge nicht schon
hoch genug wären. Hier einige Beispiele der geplanten
Veränderungen :

• Selbstbeteiligung von
ca. 20 Prozent bei den Me-
dikamenten . Bis zu 10,-
DM pro Medikament.
• Bis zu 20 Prozent
Selbstbeteiligung bei den
Heil- und Hilfsmitteln .
• Übergangsweise soll die
Rezeptgebühr von 2,- DM
auf 3,- DM erhöht werden .
•

	

Keine Bezuschussung
mehr bei Brillengestellen .
•

	

Kururlaube sollen nicht
mehr bezuschußt werden .
•

	

Das Sterbegeld der
Krankenversicherung wird

ersatzlos gestrichen .
• Nur noch 50 Prozent der
medizinisch unbedingt not-
wendigen Kosten werden
bei den „dritten Zähnen"
erstattet .
• Bei den Massagen, die
jährlich 5,5 Mill . Bundes-
bürger in Anspruch neh-
men, soll eingespart wer-
den .
• Auch Zuckerkranke
müssen demnächst, wenn
sie es können, tiefer in die
Tasche greifen : Wer täglich
einmal Insulin spritzt, zahl-

Wichtig für Kranke
mit wenig
Einkommen

Für Kranke mit nied-
rigem Einkommen kann
das Sozialamt den Ei-
genanteil bei Kranken 9
bedarf (zum Beispiel
Arzneimittelgebühren,
Fahrtkosten zum Arzt,
Kuren, Zahnersatz,
Hilfsmittel bei Behinde-
rung) übernehmen. Die
Einkommensgrenze
liegt etwa doppelt so
hoch wie die Sozialhilfe-
sätze .
Die

	

Notwendigkeit
des

	

Krankenbedarfs
muß im Einzelfall vom
Kreisgesundheitsamt
bestätigt werden, sonst

reicht ein ärztliches At-
test .
Durch die CDU-Spar-

pläne bei den Kranken-
kassen werden zukünf-
tig noch mehr Men-
schen auf diese Hilfe
durch das Sozialamt an-
gewiesen sein .

Kostendämpfung auf dem
Rücken von Patienten

Die Kostendämpfungspolitik haben neben den Versi-
cherten auch das Krankenpflegepersonal voll erreicht.
Im Gesundheitswesen werden alle Rationalisierungsre-
serven ausgeschöpft und damit die Bedingungen der Be-
schäftigten und die Qualität der Arbeit einschneidend
verschlechtert .
Kaum eine Berufsgruppe

ist derartig vielfältigen Be-
lastungen • ausgesetzt wie
die Beschäftigten in der
Krankenpflege . Dazu gehö-
ren vor allem arbeitszeitli-
ehe Belastungen.' Die ge-
sundheitlichen Beeinträch-
tigungen durch Schicht-
und Nachtarbeit sind im
Pflegebereich besonders
ausgeprägt. In der Nacht-
schicht müssen oftmals
mehrere Stationen in einer
Zeit von 8 bis 12 Stunden
versorgt werden. Arbeits-

zeitbelastungen sind aber
auch tägliche Neun- Oder
Zehnstundenschichten und
wöchentliche Arbeitszeiten
bis zu 60 Stunden sowie un-
vorhersehbare Überstun-
den. Wegen Personalman-
gels können sie oft nicht in
Freizeit umgesetzt werden .
Dazu kommen Wochenend-
dienste zu Lasten der eige-
nen Lebensqualität und zu
Lasten der Patienten .

Sigrid Lange,
Telefon (02045) 5235

te bisher einen Eigenanteil
von jährlich 16,- DM, künf-
tig wären es 80,- DM .
• Kosten für sogenannte
Bagatellarzneimittel, wie
Augenklappen, Fingerlinge
und Ohrenbinden sollen
nicht mehr erstattet wer-
den,
• Die 1,3 Mill . Hörgeräte-
träger müssen demnächst
bei der Neuanschaffung
mindestens 400,- DM zu-
zahlen .
• Bei Krankenhausbe-
handlungen muß der Pa-
tient Fahrtkosten bis zu
20,- DM selbst tragen .
Diese Aufzählung ist

nicht vollständig. Doch es
wird deutlich, daß die Be-
zeichnung „Sozialminister"
Blüm ein Etikettenschwin-
del ist .

In der Bundesrepublik
sind ca. 70 000 industriell
hergestellte Arzneimittel
im Handel . Obwohl die
Weltgesundheitsorganisa-
tion der UNO nur etwa 200
für wesentlich hält. Die
deutsche Hauptstelle ge-
gen Suchtgefahren schätzt
die Anzahl der Medika-
mentenabhängigen auf ca .
500 000 . Jeder zwölfte Pa-
tient muß wegen Neben-
wirkungen von Medika-

In den letzten Jahren wird mehr und mehr deutlich,
daß das bundesdeutsche Gesundheitssystem schwer-
krank darniederliegt. Neben den schon hohen Kranken-
versicherungsbeiträgen werden unter dem Deckmantel
der „Kostendämpfung" die Bürgerinnen und Bürger
mehr zur Kasse gebeten . Selbstbeteiligung heißt das Zau-
berwort.

menten ins Krankenhaus .
Nutznießer des auch für

Ärzte unübersehbaren Me-
dikamentenmarktes sind
die Pharmakonzerne. Un-
gefähr die Hälfte des Arz-
neimittelmarktes teilen
sich fünf Konzerne auf .
Solange diese Konzerne

Gewinne in Milliardenhöhe
scheffeln, kann und darf es
keine Selbstbeteiligung der
Krankenversicherten ge-
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Brillen sollen in Zukunft überhaupt nicht mehr bezu-
schußt werden. Dabei ist heute schon - bei dem derzeit
geltenden Satz von 40,- DM - der Kauf einer neuen Brille
Luxus .

Pharmakonzerne verdienen
ben. Statt dessen sollte fol-
gendes verändert werden :
• Ein umfassendes Sy-
stem von Maßnahmen,
Krankheiten zu verhindern
ist billiger als ein Gesund-
heitswesen, was nur
Krankheiten heilt .
• Beteiligung der Verursa-
cher von Krankheiten an
den Behandlungskosten,
wie z. B. bei Betriebsunfäl-
len,
•

	

Das Geschäft mit der
Krankheit muß verhindert
werden . Pharmakonzerne
sind in Gemeineigentum zu
überführen . Arzneimittel
könnten dann beträchtlich
verbilligt werden .
Irmgard Bobrzik, 62020
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Vor 55 Jahren . . .

Vor 55 Jahren, am 30 . 1. 1933, wurde den Nazis die
Macht unter Mithilfe von Vertretern der Industrie und
Banken übertragen . Die Antifaschisten waren sich nicht
einig, die Gefahr des Faschismus wurde unterschätzt . 12
Jahre später gab es das „tausendjährige Reich" nicht
mehr. 55 Mill. Menschen überlebten Terror und Krieg
nicht.

Die Einsicht, daß Fa-
schismus und Krieg nie
wieder zur Staatsdoktrin
werden dürfe, schlug sich
in Gesetze und Länderver-
fassungen nieder, der Arti-
kel 139 wurde ins Grundge-
setz aufgenommen . Er be-
sagt, daß für alle Zeiten die
politische Betätigung von
Faschisten und deren
Nachfolger verboten sind.

Trotzdem gibt es wieder
ein ausgedehntes Netz neo-
faschistischer Organisa-
tionen. Die Spitze dieses
Eisberges sind die offen
terroristische „Freiheitli-
che Deutsche Arbeiterpar-
tei" (FAP) und die „Natio-
nalistische Front" (NF) .
NPD und „Deutsche Volks-
union" (DVU) geben sich
zwar demokratisch, stehen

Für rund 350 Mill . Fahrgäste erhöhte der VRR zu Jahres-
beginn die Fahrpreise um bis zu 50 Prozent .

Nazis werden an die Macht gebracht

ihren Zielen nach aber in
der Tradition der NSDAP.
Mit ausländerfeindlicher
Propaganda versuchen sie,
Scheinalternativen zur
Massenarbeitslosigkeit zu
bieten .

Unter der Forderung, al-
le Neonaziorganisationen
zu verbieten und diese
nicht zu Wahlen zuzulas-
sen, findet am 30 . 1 . 1988 in
Düsseldorf eine antifaschi-
stische Demonstration
statt, Busse fahren um 9 .30
Uhr ab Gleiwitzer Platz .

Klaus Lange,
Tel .: 02045/5235

Na, endlich!
Seit über acht Jahren

fordert die DKP den ver:
nünftigen Ausbau der Jo-
hannesstraße. Jetzt endlich
hat die Stadtverwaltung
reagiert und einen Plan
mit verkehrsberuhigenden
Maßnahmen vorgelegt . Au-
ßer dem Ausbau des Geh-
und Radweges sollen zwei
Kreisverkehre in der Ein-
mündung Gungstraße und
Welheimer Straße angelegt
werden. Gleichzeitig wer-
den zwei begrünte Mittelin-
seln zwischen den Fahr-
spuren erstellt, die ein ge-
fahrloses Überqueren er-
möglichen sollen .
Einen Haken hat die Sa-

che allerdings. Die Bürger
sind wieder einmal nicht
nach ihren Vorstellungen
gefragt worden . Anstatt
über die Köpfe der Anwoh-
ner hinwegzuplanen, müs-
sen sie in einer Bürgerver-
sammlung gehört werden!

Heinz Czymek,
Tel. 3 27 18

Etwa 2000 Kinder und fast ebenso viele Erwachsene verfolgten am Jahresende die Ni-
kolausfeiern der DKP. Aufgeführt wurde unter anderem das Stück „Peter und der
Wolf", das den aufmerksamen Zuschauern offensichtlich gut gefiel .

SA-Aufmarsch 1932
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Blitz-
umfrage

In dieser Blitzumfrage fragte „Notizen" Bottroper
Bürgerinnen und Bürger nach Ihren Wünschen, Hoff-
nungen und Erwartungen für das Jahr 1988 .

Wiltrud Evers (Frauen-
zentrum Courage): „In
langen Gesprächen mit
politischen Vertretern un-
serer Stadt, besonders im
Rahmen der Etatberatun-
gen, wurde unsere Arbeit
anerkannt und gewür-
digt. Spontan resultiert
daraus mein Wunsch, daß
die Notwendigkeit unse-
rer Arbeit noch mehr ge-
sehen und die Einsicht in
die spezielle Frauenpro-
blematik wächst. Ich hof-
fe auf eine fruchtbare Zu-
sammenarbeit mit der
Verwaltung und den Poli-
tikern. Allen Frauen wün-
sche ich mehr Mut, unser
Cafe und unsere Veran-
staltungen zu besuchen ."
Frau Schulze-Pöhler

(Kreisgeschäftsführerin
der AWO, Bottrop) : „Mei-
ne Hoffnung und Erwar-
tung für 1988 ist, die AWO
aus den roten Zahlen zu
bringen. Ohne öffentliche
Zuschüsse ist das aller-
dings nicht zu machen .
Die Aufgaben einer Ein-
richtung wie der AWO
wachsen in den letzten
Jahren, wie die Armut in
der Bundesrepublik
wächst .

Kurt Küther (Dichter) :
„Für 1988 wünsche ich
mir und Bottrop reichlich
Kultur. Im letzten Jahr
war positiv, daß ein Kul-
turrat gegründet wurde,
der schon seine erste Kul-
turwoche ausgerichtet
hat. Aber die 10 000 DM,

die der Kulturrat für 1988
bewilligt bekommen hat,
sind ein Tropfen auf den
heißen Stein . Ich fürchte,
damit werden wir keine
großen Veränderungen in
Sachen Kultur erleben,
denn Kultur kostet Geld .
Mit dem bewilligten Be-
trag hat die Kultur von
unten' keine große Zu-
kunft in Bottrop ."
Ernst Löchelt (Ober-

stadtdirektor) : „Für das
nächste Jahr wird der
Schwerpunkt meiner neu-
en Funktion zunächst ein-
mal sein, die Finanzen zu
regeln. Ich sehe es als
meine Aufgabe, bis 1993
einen Haushaltsausgleich
zu schaffen. Ich hoffe
auch auf eine vernünftige
Zusammenarbeit mit un-
serem Personalrat, um
die anliegenden Punkte
sozialverträglich zu ge-
stalten . Ein weiterer
Schwerpunkt ist die
Schaffung von Arbeits-
plätzen im Industriean-
siedlungsbereich ."
Michael Gerber (Kreis-

vorsitzender der DKP
Bottrop): „Neues Denken
und Handeln darf nicht
länger auf die Sowjetuni-
on und die DDR be-
schränkt bleiben. Die
Bundesregierung muß
endlich eine aktive Rolle
im Abrüstungsprozeß ein-
nehmen. Dazu bedarf es
des weiteren Drucks und
Aktionen von Arbeiter-
und Friedensbewegung ."
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Thema Gesamtschule :

Tatjana Michels besucht seit zwei Jahren die Gesamt-
schule in Bottrop. Ihr Vater, Hermann Michels, erläutert
seine Erfahrungen und Beobachtungen mit dieser Schu-
le.
Notizen: Eltern, die ihre

	

Notizen : Kannst du das
Kinder in der vierten etwas erklären?
Grundschulklasse haben,
müssen sich in diesen Ta-
gen entscheiden, auf wel-
che Schule ihr Kind nun
gehen soll . Deine Tochter
ist im zweiten Jahr auf der
Gesamtschule, was rätst du
diesen Eltern?
H. Michels : Wenn es die-

se Schule in Bottrop nicht
gäbe, dann würde ich heute
eine fordern! Ich möchte es
meiner Tochter nicht an-
tun wollen, sie auf eine an-
dere Schule zu schicken,
nachdem sie die Vorteile
der Gesamtschule erfahren
hat. Hier werden den Kin-
dern echte Chancen für ei-
ne gute Schullaufbahn ge-
boten .

Büffeln mit Spaß"

Deine Minister, die bekannten Unwesen

Katastrophen-Klaus und Atommüll
Klaus Töpfer ist ein typisches Beispiel dafür, daß man

mit dem richtigen Parteibuch hierzulande steile Karriere
machen kann. Als die CDU an der Saar regierte, ging er
dort als „Leitender" in die Staatskanzlei . Als sie abgewirt-
schaftet hatte, setzte Töpfer sieh an die Uni Hannover ab,
doch wenig später wurde er Umweltminister im CDU-re-
gierten Rheinland-Pfalz .

Den Spitznamen „Kata-
strophen-Klaus" brachten
ihm sechs Umweltskan-
dale in nur 22 Monaten

H. Michels : Mir gefällt
das Motto „Büffeln mit
Spaß" vom Kalender 1988
der Gesamtschule Bottrop .
Denn bei Tatjana fällt mir
auf, daß sie durch die Schu-
le viele neue Interessen ge-
funden hat . Sie liest z . B .
viel mehr als früher . . .
Und obwohl die Kinder den
ganzen Tag in der Schule
sind, kommt sie jeden Tag
ohne Streß nach Hause .
Der Tag an der Schule ist
ja nach pädagogischen Ge-
sichtspunkten aufgeteilt.
Da wird nicht nur gelernt,
sondern auch gespielt .
Notizen : Tatjana geht al-

so gern zur Schule?

Amtszeit: vom glykolver-
seuchten Wein bis zur
Rheinvergiftung durch
den allmächtigen BASF-
Konzern. Er war mitver-
antwortlich dafür, daß die
CDU-Minister in Mainz
und Bonn die Weinpan-
schereien ihrer Partei-
freunde Pieroth & Co . zu
vertuschen versuchten .
Hilflos reagierte er auf die
Vergiftung des Rheins
durch die große Industrie .
Der richtige Mann für

Bonn, fand Kanzler Kohl .
Und so wurde Klaus Töp-
fer folgerichtig Umweltmi-
nister in Bonn. Er redete,
gab Interviews, war
pünktlich zur Stelle, wenn
das Fernsehen da war .
Und er bezog Monat für

H. Michels : Ja, sie hat
dort Lehrer, die mit Pfiff,
mit Spaß, den sie meistens
auch selber haben, die Kin-
der unterrichten . Daher er-
kennt'Tatjana die Autori-
tät der Lehrer vollständig
an. Trotzdem ist das Ver-
hältnis der Lehrer zu den
Schülern kameradschaft-
lich, ein richtiges Vertrau-
ensverhältnis .
Notizen : Leider gibt es

auch 1988 nicht für alle
Kinder einen Gesamtschul-
platz .
H. Michels : Das ist eine

Sauerei, wie hier über die
Zukunft der Kinder ent-
schieden wird . Das ist kein
Vorwurf an die Schule, son-
dern an die politisch Ver-
antwortlichen der Stadt,
die eine weitere Gesamt-
schule einrichten müssen.
Es gibt ja auch ausrei-
chend Plätze an den Gym-
nasien!

Monat das stattliche Ge-
halt eines Bonner Mini-
sters, was die Staatskasse
belastete, aber für den
Umweltschutz nichts
brachte .
Seine rabenschwarze

Stunde schlug, als der
Atommüllskandal aufflog .
Und wieder redet er, gibt
Interviews . Bis heute aber
weiß er nicht, wieviel Fäs-
ser mit radioaktivem Müll
von den Atomkraftwerken
und ihren Partnern über
die Grenzen und zurück
geschoben wurden . Nur
eins weiß er: Das Geschäft
mit der Atomenergie und
mit den Atommülltrans-
porten soll fest in privat-
kapitalistischer Hand blei-
ben. Um Gottes willen kei-
ne Verstaatlichung und
keine wirksame Kontrolle
und schon gar nicht ein
Ausstieg aus der Kern-
energie .
An solchen Ministers

hat das große Kapital sei-
ne Freude. Und wir?

Der aktuelle Reisetip
UdSSR-Reisen

Erholungsreisen : Sotschi, Jalta u . a .
Studienreisen: Sibirien, Kaukasus, Mittelasien, Baltikum etc .

Kuba-Reisen
Erholungsreisen: Badeurlaub in Varadero, Santa Maria, Cayo Largo

Studienreisen: Rundreise Kuba (Kombination mit Badeurlaub)
Fordern Sie Informationen an, Tel . (0 20 41) 2 34 41 .
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Neulich im Rathaus

Die Ratsherren Czymek und Rutz sowie Bezirksver-
treterin Peukert (alle DKP) .

Spielhallen höher besteuern
Auf Initiative der DKP haben sich bereits mehrere Aus-

schüsse des Rates und die Bezirksvertretungen mit dem
Spielhallenproblem in der Stadt beschäftigt . Alle Fraktio-
nen sprachen sich dafür aus, weitere Spielhallen mög-
lichst zu verhindern .
Nach Meinung der DKP

könnte man dies auch über
eine Erhöhung der Vergnü-
gungssteuer erreichen . Bis-
her werden Geldspielgerä-
te genauso besteuert wie
Musik-, Scherz- und Ge-
schicklichkeitsapparate -
nämlich mit 0,5 Prozent
des Anschaffungswertes .
Dies 'sind üblicherweise
60,- DM pro Geldspielge-
rät. Rein rechtlich gibt es
auch die Möglichkeit,
Spielhallen so zu besteuern

wie Spielkasinos und Spiel-
klubs. Danach würden pro
Gerät 600,- DM an Steuern
zu zahlen sein . Dies würde
mithelfen, die Spielhallen-
flut in Bottrop etwas einzu-
dämmen, und der Stadt pro
Jahr 200 000 DM einbrin-
gen. Vor solchen konkreten
Maßnahmen schreckten
SPD und CDU allerdings
zurück: Sie lehnten den
DKP-Antrag ab .
Martina Peukert, Tel .
4 40 40
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Untersuchung der Schadstoff beiastung in Schrebergärten

Kern Kohl rund nilppes?
Nachrichten über Umweltskandale sind leider fast

schon zur Alltäglichkeit geworden . Wie es in Bottrop aus-
sieht, macht jetzt eine Untersuchung über die Schadstoff -
belastung der Schrebergärten auf Stadtgebiet deutlich .
Vor allem im südlichen

Stadtgebiet weisen die Bö-
den in den Kleingärten ho-
he Konzentrationen von
Schwermetallen auf. In
den untersuchten Anlagen
fanden sich Blei, Cadmium
und Zink im Boden. Bei
den untersuchten Pflanzen
wies Grünkohl eine hohe
Thalliumbelastung auf .
Auch der Zustand des
Grundwassers wird als kri-
tisch bezeichnet .

Die Ursachen für die An-
reicherung der Böden mit
den stark gesundheits-
schädlichen Schwermetal-
len sind industrielle Emis-
sionen . Das ist jener
Dreck, der von der Zink-
hütte in Duisburg bis zur
Aluhütte an der Stadtgren-
ze Bottrop-Essen in die
Luft geblasen wird .
Deshalb reicht es nicht

aus, den Kleingärtnern zu

Hereingelegt und
abkassiert .

Herr N . wohnt in einer VEBA-Wohnung in Welheim.
Wie fast allen anderen Mietern flatterte ihm Anfang Juli
ein Brief ins Haus : Herr N. sollte der geplanten Miet-
erhöhung ab 1. 9. zustimmen . Seine erste Reaktion war
Ablehnung .
Immerhin ist das Dach

des Hauses undicht. Jeden
Winter muß Herr N. auf
dem Dachboden Schnee
schippen, wenn er nicht
beim ersten Tauwetter nas-
se Decken riskieren will .
Also wollte er die Miet-
erhöhung nicht zahlen und
teilte der Wohnungsverwal-
tung auch seine Begrün-
dung mit. Die VEBA-Ver-
treter versprachen, die Sa-
che in Ordnung zu bringen .
Herr N. unterschrieb die
Mieterhöhung. Dafür be-
dankte sich die VEBA
schriftlich und kündigte
an, daß nunmehr die In-
standhaltungsabteilung die
aufgezeigten Mängel besei-
tigen würde. Es kam auch
ein VEBA-Vertreter zu
Herrn N . ins Haus. Herr N .

war überzeugt, daß nun al-
les seinen Gang gehen und
bis zum Winter das Dach
vernünftig abgedichtet sein
würde. Um so erstaunter
war er, als er im November
erneut Post von der VEBA
erhielt. Wörtlich hieß es in
dem Brief: „Das Dach be-
findet sich dem Baujahr
entsprechend in einem ver-
tretbaren Zustand; schnee-
sichere Dächer gibt es in
dieser Ausführung nicht .
Eine Erneuerung ist z . Z .
nicht vorgesehen ." Herr N .
ist zu Recht empört: „Die
haben mich hereingelegt .
Die Versprechungen galten
nur, bis sie meine Unter-
schrift hatten ."

Waltraud Zachraj,
Tel. 4 40 40

Nächste Ausgabe am 27. 2. 1988

raten, den Anbau von
Grünkohl, Spinat und Sel-
lerie einzuschränken, auf
die Nutzung des Grund-
wassers zu verzichten und
allein den Schadstoffen im
Boden zu Leibe zu rücken .
Zum einen ist der Gemüse-
anbau für die Schreber-
gärtner ein wichtiger Zu-
satz zum Lebensmittelan-
gebot, zum anderen müs-
sen die Verursacher der
Umweltvergiftung zur Ver-
antwortung gezogen wer-
den.

Norbert Schäfers,
Tel. 2 88 36

Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

Die Boden- und Luftverseuchung ist schon so weit fortge-
schritten, daß es gesundheitsschädlich ist, hier angebaute
Kohlsorten zu verzehren!

Parkplätze lassen
Kassen klingeln

Die Parkplatznot in der
Innenstadt ist ein bekann-
tes Problem. Vor allem für
die Menschen, die in der
City wohnen oder arbeiten.
Nun soll die Lage noch ver-
schärft werden: Auf dem
Berliner Platz und dem
Parkplatz hinter dem Hal-
lenbad sollen in Zukunft
Parkgebühren erhoben
werden . Damit will die
Stadt pro Jahr 240000 DM
einnehmen .
Da die meisten Autofah-

rer nun versuchen werden,
einen kostenlosen Park-

platz zu bekommen, wer-
den die Nebenstraßen noch
mehr zugeparkt als bisher
schon, und die Anwohner
haben noch weniger Chan-
cen, in der Nähe ihrer Woh-
nungen zu parken.
Gertrud Odrozek (im Fo-

to als Nikolaus) informier-
te im Dezember die Auto-
fahrer über die Pläne der
Stadt und sammelte Unter-
schriften zur Rücknahme
der Parkgebührenerhe-
bung auf dem Berliner
Platz und am Hallenbad .

Für den Bergbau ist ein neuer Kahlschlag beschlossen . Bis 1995 sollen 30 000 Kumpels
ihren Arbeitsplatz verlieren . Damit sind weitere 60 000 Arbeitsplätze in den vor- und
nachgelagerten Bereichen bedroht, vom Autohändler bis zur Blumenfrau . Durchgesetzt
in der Bonner Kohlerunde im Dezember haben sich mit Hilfe der Bundesregierung die
Profitinteressen der Energiekonzerne RWE und VEBA sowie die Banken, die an der
Kernenergie verdienen. Auch wenn es keine Entlassungen im Bergbau geben soll, wer-
den die Arbeitsplätze auf Dauer vernichtet . Der Jugend wird damit die Zukunft ver-
sperrt. Dagegen protestierte am 3 .12. auch die Bottroper IGBE-Jugend in einer Demon-
stration zum Rathaus .
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